
 
Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 442/2012/MO/BV
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 22.02.2012 
Bearbeiter: Jens Neumann AZ: 3/904-450 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 14.03.2012 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 20.03.2012 öffentlich 

 
Genehmigung von Haushaltsüberschreitungen 
 
Sachverhalt: 
Die noch zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen belaufen sich gemäß Anla-
ge mit Stand vom 31.12.2011 im Verwaltungshaushalt auf 64.310,75 €. Im Vermö-
genshaushalt liegen keine Haushaltsüberschreitungen vor. 
 
 
 
 
Finanzierung: 
Die Deckung der Haushaltsüberschreitungen ist gewährleistet durch Minderausga-
ben bzw. Mehreinnahmen bei anderen Haushaltsstellen sowie die Deckungsreserve.   
  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt, / Die Gemeindevertretung beschließt, die Haus-
haltsüberschreitungen im Verwaltungshaushalt mit 64.310,75 € zu genehmigen. Im 
Vermögenshaushalt liegen keine zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen vor.    
  
 
 
 
___________________ 
Weinberg 
 
Anlagen: 
Übersicht der Haushaltsüberschreitungen (Stand: 31.12.2011)   
 

Ö  6



 
 
 



EUR EUR EUR EUR EUR
1 2 3 4 5 6 7 8

Stand 31.12.2011 Verwaltungshaushalt
Deckungskreis Bauhof 20.500,00 24.641,37 4.141,37 0,00 4.141,37 Reparatur Radlader, Pritsche, Schneeschild 

sowie gestiegene Kraftstoffpreise
11000.500000 Gebäude-und 

Grundstücksunterhaltung 
Notunterkünfte 

4.000,00 23.314,00 19.314,00 4.575,00 14.739,00 Herrichtung der Unterkünfte für die 
Unterbringung von Asylbewerbern; volle 
Kostenerstattung durch das Amt Moorrege 
erfolgt!

46400.717000 Zuschüsse für Kindergärten 370.600,00 373.243,68 2.643,68 0,00 2.643,68 gestiegener Zuschussanteil für DRK-
Waldkindergarten ab 01.08.2011

67000.510000 Unterhaltung 
Straßenbeleuchtung

17.000,00 20.717,08 3.717,08 0,00 3.717,08 Erneuerung Straßenbeleuchtungskabel 
Werftweg sowie Vandalismusschäden an 13 
Leuchten im Glinder Weg

70000.510000 Unterhaltungskosten 
Abwasserbeseititgung

20.000,00 40.935,12 20.935,12 0,00 20.935,12 Rohrbruch im Voßmoor (21.094,01 €); Deckung 
durch Mehreinnahmen bei Gebühren sowie 
durch Gebührenausgleichsrücklage

78000.510000 Unterhaltung 
Wirtschaftswege

1.000,00 4.828,00 3.828,00 0,00 3.828,00 Erneuerung Grabendurchlass an der Spurbahn 
Twiete (Ecke Glinder Weg)

90000.810000 Gewerbesteuerumlage 249.000,00 258.035,00 9.035,00 0,00 9.035,00 endgültige Abrechnung für das IV. Quartal 2010 
hat eine Nachzahlung verursacht

90000.845000 Verzinsung von 
Steuererstattungen

10.000,00 15.271,50 5.271,50 0,00 5.271,50 Zinsleistungen für Gewerbesteuererstattungen

Summe 692.100,00 760.985,75 68.885,75 4.575,00 64.310,75

64.310,75
Vermögenshaushalt

0,00

Mehrbetrag
davon 
bereits 

genehmigt

noch zu genehmigen im Vermögenshaushalt  =

noch zu genehmigen im Verwaltungshaushalt  =

Im Vermögenshaushalt liegen keine zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen vor!

Haushaltsüberschreitungen der Gemeinde Moorrege

Bezeichnung der 
HaushaltsstelleHaushaltsstelle Begründung

noch zu 
genehmigen

Soll nach dem 
Haushaltsplan 
(einschließl. 
Nachtrags-
haushalt) 

Anordnungssoll
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 443/2012/MO/BV
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 22.02.2012 
Bearbeiter: Jens Neumann AZ: 3/904-450 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 14.03.2012 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 20.03.2012 öffentlich 

 
Information über geringfügige Haushaltsüberschreitungen im 2. Halbjahr 
2011 
 
Sachverhalt: 
Der Bürgermeister ist ermächtigt, über- und außerplanmäßige Ausgaben im Sinne 
des § 82 Abs. 1 Gemeindeordnung zu leisten, wenn ihr Betrag im Einzelfall 2.500,-- € 
nicht übersteigt. Die Zustimmung der Gemeindevertretung gilt in diesen Fällen als 
erteilt. Der Bürgermeister ist verpflichtet, der Gemeindevertretung mindestens halb-
jährlich über die geleisteten über- und außerplanmäßigen Ausgaben nach Satz 1 zu 
berichten. 
 
Die geringfügigen Haushaltsüberschreitungen des II. Halbjahres 2011 belaufen sich 
insgesamt auf 16.172,82 €. 
 
 
 
Finanzierung: 
Die Deckung der geringfügigen über- und außerplanmäßigen Ausgaben ist durch die 
Deckungsreserve (5.000 €) sowie Mehreinnahmen bzw. Minderausgaben bei ande-
ren Haushaltsstellen gewährleistet. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Bericht des Bürgermeisters nach § 4 der Haushaltssatzung für das I. Halbjahr 
2010 wird zur Kenntnis genommen.   
  
 
 
 
___________________ 
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Weinberg 
 
Anlagen: 
Übersicht der geringfügigen Haushaltsüberschreitungen (Stand: 31.12.2011 
 
 
 



Haushaltsstelle Bezeichnung der Haushaltsstelle

Soll nach dem 
Haushaltsplan 

(einschl. 
Nachtrags-
haushalt)

Anordnungssoll Mehrbetrag
davon bereits 

berichtet/ 
genehmigt

noch zu 
berichten B e g r ü n d u n g

€ € € € €
1 2 3 4 5 6

31.12.2011
Verwaltungshaushalt:

Deckungskreis Bewirtschaftungskosten 176.500,00 178.395,66 1.895,66 0,00 1.895,66 Energiekostenabrechnung 
(Nachzahlung 2010/ höhere VZ 2011); 
gestiegen Energiekosten

Deckungskreis Ehrungen/Repräsentationskosten 11.500,00 12.109,51 609,51 0,00 609,51 Bewirtung Neujahrsempfang 
(gestiegen Teilnehmerzahl)

Deckungskreis Bücherei 1.600,00 1.643,55 43,55 0,00 43,55 diverses Kleinmaterial und Bücher
Deckungskreis Gebäude Gaststätte/Kegelbahn 6.000,00 7.445,60 1.445,60 0,00 1.445,60 Wartung / Reparatur von Lüftung 

Gaststätte und Kegelbahn 
00000.592010 Zuwendung  anlässlich der Geburt von 

Kindern
4.500,00 4.650,00 150,00 0,00 150,00 31 x 150 € anlässlich der Geburt von 

Kindern
11000.520000 Einrichtungsgegenstände für 

Notunterkünfte
1.000,00 1.107,30 107,30 0,00 107,30 diverser Kleinbedarf  - Deckung durch 

Kostenerstattung vom Amt
13000.562000 Aus- und Fortbildung Feuerwehrleute 2.500,00 3.307,63 807,63 0,00 807,63 Untersuchung der 

Atemschutzgeräteträger
21110.500000 Gebäudeunterhaltung Grundschule 24.000,00 25.294,16 1.294,16 0,00 1.294,16 Einbruchschäden - Kostenerstattung 

durch Versicherung

21110.650100 Geschäftsausgaben Schulsozialarbeit 0,00 88,77 88,77 0,00 88,77 Abrechnung Sach- und Fahrtkosten

Der Bürgermeister ist ermächtigt, über- und außerplanmäßige Ausgaben im Sinne des § 82 Abs. 1 Gemeindeordnung zu leisten, wenn ihr Betrag im Einzelfall 2.500,-- € nicht 
übersteigt. Die Zustimmung gilt in diesen Fällen als erteilt. Der Bürgermeister ist verpflichtet, die Gemeindevertretung mindestens halbjährlich über die geleisteten über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben zu informieren. 

Gemeinde Moorrege

Information des Bürgermeisters
für das 2. Halbjahr 2011 gemäß § 4 der Haushaltssatzung
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Haushaltsstelle Bezeichnung der Haushaltsstelle

Soll nach dem 
Haushaltsplan 

(einschl. 
Nachtrags-
haushalt)

Anordnungssoll Mehrbetrag
davon bereits 

berichtet/ 
genehmigt

noch zu 
berichten B e g r ü n d u n g

€ € € € €
1 2 3 4 5 6

36000.510000 Verschönderung Ortsbild 1.300,00 1.388,53 88,53 0,00 88,53 Herrichtung Wege der Parkanlage 
Amtsstraße 

36000.655000 Erstellung Chronik 24.987,50 26.837,78 1.850,28 0,00 1.850,28 1. Teilrechnung für Chronik sowie 
Fotografien von historischen Bildern

43100.590000 Seniorenbetreuung 16.000,00 18.291,50 2.291,50 0,00 2.291,50 gestiegene Kosten für 
Seniorenausfahrt

46400.500000 Gebäudeunterhaltung DRK-Kindergarten 7.000,00 7.741,54 741,54 0,00 741,54 diverse Kleinreparaturen sowie 
Legionellenuntersuchungen

46400.788000 Sozialstaffelleistungen 2.000,00 2.580,00 580,00 0,00 580,00 gestiegene Abrechnungen von 
Sozialstaffelleistungen

56000.500000 Unterhaltung Vereinsgebäude 3.000,00 4.378,78 1.378,78 109,10 1.269,68 Malerarbeiten in Umkleidekabinen und 
Aufenthaltsraum

56000.510000 Grundstückspflege Sportanlagen 55.000,00 55.451,63 451,63 0,00 451,63 Regeneration Trainingsplatz
63000.650000 Geschäftsausgaben Straßen und Wege 500,00 571,21 71,21 0,00 71,21 Niederschlagswasserabgabe
70000.711000 Abwasserabgabe 500,00 572,64 72,64 0,00 72,64 Kleineinleiterabgabe
72000.540000 Beseitigung von Gartenabfällen 2.000,00 2.576,71 576,71 0,00 576,71 Shredderaktion, Containergestellung

88120.950000 Baukosten/Wohnung alte Schule 
Klinkerstraße

0,00 1.736,92 1.736,92 0,00 1.736,92 Planungskosten, Ingenieursleistungen 
und Bauwesenversicherung

Gesamt 339.887,50 356.169,42 16.281,92 109,10 16.172,82

16.172,82Summe des Berichts gemäß § 4 der Haushaltssatzung =



 
Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 430/2012/MO/BV
 
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 01.02.2012 
Bearbeiter: Jenny Thomsen AZ: 7/364.946 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

06.03.2012 nicht öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 14.03.2012 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Moorrege 20.03.2012 öffentlich 

 
Förderung Errichtung von Photovoltaikanlagen - Aufstellung von 
Richtlinien 
 
Sachverhalt: 
Die Gemeindevertretung hat in ihrer letzten Sitzung am 14.12.2011 den Grundsatz-
beschluss zur Förderung über die Errichtung von Photovoltaikanlagen gefasst. Hier-
für wurden 1.000,00 EUR je Anlage festgesetzt. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Verwaltung hat Richtlinien für die Förderung erarbeitet. Diese Richtlinien definie-
ren, wer förderungsfähig ist und in welcher Höhe ein Zuschuss zusteht. Bei einer 
pauschalen Förderung von 1.000,00 EUR könnte es zu Missverständnissen führen 
bzw. die Förderung könnte ausgenutzt werden. Vorschlag wäre daher, 50 % der Ge-
samtkosten zu fördern, max. jedoch 1.000,00 EUR je Anlage. 
 
 
 
Finanzierung: 
Die Förderung erfolgt jeweils im Rahmen der bereitgestellten Haushaltsmittel.  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 

a) Die Richtlinien werden in der vorliegenden Form verabschiedet und  
beschlossen 

 
oder 

 
b) Die Richtlinien werden nach vorgenommener Änderung verabschiedet und  
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beschlossen. 
 
 
 
___________________ 
Weinberg 
 
 
 
Anlagen: 
Vorschlag Richtlinie zur Förderung der Errichtung von Photovoltaikanlagen  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 432/2012/MO/BV
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 09.02.2012 
Bearbeiter: René Goetze AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

06.03.2012 nicht öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 20.03.2012 öffentlich 
 
Aufstellung einer 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 (Rehwisch) 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Moorrege hat in seiner letzten Sit-
zung beschlossen, den nicht mehr benötigten Kinderspielplatz in der Gemeindestra-
ße Rehwisch aufzuheben und das Grundstück für eine Bebauung zur Verfügung zu 
stellen. Das Grundstück ist im Bebauungsplan Nr. 9 jedoch als Kinderspielplatz aus-
gewiesen, weshalb eine Bebauung mit Stand heute planungsrechtlich unzulässig 
wäre. Um eine Bebauung zu ermöglichen, muss der Bebauungsplan geändert wer-
den. Für diese Änderung wiederum ist ein förmliches Änderungsverfahren notwen-
dig. Die Verwaltung schlägt vor, auf dem Grundstück ein allgemeines Wohngebiet 
auszuweisen.  
 
 
Finanzierung: 
Für die Änderung des Bebauungsplanes entstehen Planungskosten, die noch nicht 
ermittelt wurden, jedoch auf nicht mehr als 3.000 EUR geschätzt werden.  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Für das Gebiet südöstlich der Klinkerstraße, nördlich der Gemeindestraße 
Voßmoor und westlich des Wendehammers in der Straße Rehwisch wird eine 
5. Änderung des Bebauungsplanes mit der Nr. 9 aufgestellt.  
Es werden folgende Planungsziele verfolgt: 
  

 Ausweisung eines allgemeinen Wohngebietes statt bisher Kinderspiel-
platz 
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2. Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen (§ 2 Abs. 1 Satz 
2 BauGB). 

 
3. Mit der Ausarbeitung des Planentwurfs soll das Planungsbüro 

________________, mit der Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange und der grenzüberschreitenden Unter-
richtung der Gemeinden und Behörden soll ebenfalls das Planungsbüro 
________________ beauftragt werden. 

 
4. Die frühzeitige Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger der öffentli-

chen Belange und die Aufforderung zur Äußerung auch im Hinblick auf den er-
forderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung (§ 4 Abs. 1 
BauGB) soll durch Anschreiben erfolgen. 

 
5. Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit mit der Erörterung über die all-

gemeinen Ziele und Zwecke der Planung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB soll 
im Rahmen einer öffentlichen Auslegung durchgeführt werden. 

  
  
 
 
 
___________________ 
Weinberg 
Bürgermeister 
 
 
 
Anlagen: Lageplan mit Geltungsbereich der Änderung  
 
 
 



WA

5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9

Geltungsbereich --->

Datum: 09.02.2012

M 1 : 1000
0 10 20 30 m

1cm = 10 m

Amt Moorrege
nicht amtlicher
Kartenauszug

Datengrundlage ALK: Herausgeber: Verm.- und Katasterverwaltung Schl.-Holst.
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 435/2012/MO/BV
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 16.02.2012 
Bearbeiter: René Goetze AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

06.03.2012 nicht öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 20.03.2012 nicht öffentlich 
 
Aufstellung einer geänderten 19. Änderung des Flächennutzungsplanes 
(geänderter Geltungsbereich) für das Gebiet östlich der Wedeler 
Chaussee (B431) und westlich des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes Nr. 18 (am Mühlenweg) 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
Der grundsätzliche Sachverhalt ist bekannt. Die Gemeinde Moorrege beabsichtigt für 
das Gesamtareal Schafsweide einen Bebauungsplan aufzustellen, der planungs-
rechtlich einen Vollsortimenter sowie ein Wohnbaugebiet mit ca. 50 Wohneinheiten 
ermöglichen soll. Außerdem soll in diesem Zusammenhang auch die Erschließung 
des bisher nicht umgesetzten Bebauungsplanes Nr. 18 erfolgen. Das Gesamtprojekt 
Schafsweide wird durch einen privaten Investor realisiert, der für sämtliche Kosten 
aufzukommen hat. 
Der bisher unüberplante Bereich für den Einzelhandel und für das Wohnbaugebiet 
sollte durch die 19. Änderung des Flächennutzungsplanes und den Bebauungsplan 
Nr. 27 der Gemeinde Moorrege überplant werden. Die Verfahren hierzu liefen bereits 
seit geraumer Zeit.  
Die Gemeinde Moorrege hat keinen eigenen, sondern einen gemeinsamen Flächen-
nutzungsplan mit den Städten Tornesch und Uetersen sowie der Gemeinde Heidgra-
ben. Die Vereinbarung zu diesem gemeinsamen Flächennutzungsplan sieht vor, 
dass bei Flächennutzungsplanänderungen, die ein Gebiet mit mehr als 5ha Fläche 
beinhalten, die so genannte Gemeinsamkeit betroffen ist und alle Vertragspartner 
dann durch gleichlautende Beschlussfassungen der Flächennutzungsplanänderung 
zustimmen müssen. 
Das Plangebiet der bisherigen 19. Änderung des Flächennutzungsplanes (mit Voll-
sortimenter und Wohnbaugebiet) ist größer als 5ha, wodurch demzufolge gleichlau-
tende Beschlussfassungen notwendig geworden sind. Tornesch und Heidgraben ha-
ben diese Beschlüsse gefasst. Die Stadt Uetersen jedoch hat bekanntermaßen kei-
nen gleichlautenden Beschluss gefasst, weil man sich gegen die Pläne der Gemein-
de Moorrege zur Schaffung eines Vollsortimenters an der B431 ausgesprochen hat. 
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Lediglich 850m² Verkaufsfläche, was einem kleinen Discounter entspricht, wollte man 
zugestehen. Die Landesplanung hatte der Gemeinde bereits die Zustimmung zu ei-
nem Vollsortimenter bis zu einer Größe von 1.200m² in Aussicht gestellt. 
 
Aufgrund der ablehnenden Haltung der Stadt Uetersen wurde nun nach alternativen 
Möglichkeiten zur Realisierung des Projektes gesucht. 
 
Die einfachste Möglichkeit ist aus Sicht der Verwaltung die Aufteilung des Gesamt-
projektes Schafsweide auf 2 Flächennutzungsplanänderungen, weil dann beide Ein-
zeländerungen jeweils weniger als 5ha Fläche beinhalten und somit keine gleichlau-
tenden Beschlüsse zum gemeinsamen Flächennutzungsplan mehr notwendig sind.  
Die Verfahren wurden damals trotz der unterschiedlichen Nutzungen von Einzelhan-
del und Wohnbaugebiet in einen Bauleitplan zusammen gelegt, weil es einfacher war 
und die Gemeinde hinsichtlich der Realisierung immer einen Gesamtzusammenhang 
gesehen hat. Dieser existiert auch weiterhin, jedoch ist es rein planungsrechtlich so-
gar sinnvoll, Einzelhandel und ein Wohnbaugebiet in 2 parallel verlaufenden Planver-
fahren durchzuführen. Hierfür spricht auch die Tatsache, dass Uetersen mit den 
Gründen zur Versagung eines Vollsortimenters gleichzeitig die Neuausweisung von 
Wohnbauflächen am Grothar verhindert. 
 
Das geplante Sondergebiet Einzelhandel und das geplante Wohngebiet stellen pla-
nungsrechtlich zwei unterschiedliche, voneinander unabhängige Gebietstypen dar. 
Es gibt keine inhaltlichen Verflechtungen von beiden Teilbereichen, die Erschließung 
erfolgt unabhängig voneinander. Beide Teilbereiche können deshalb unabhängig 
voneinander entwickelt werden. Dies bietet sich auch an, da die planungsrechtlichen 
Fragestellungen in beiden Gebietstypen unterschiedlich sind und daher auch unter-
schiedliche Verfahrensverläufe zu erwarten sind. 
 
Die Stadt Uetersen wird dann wie in jedem anderen Bauleitplanverfahren als Nach-
barstadt beteiligt, jedoch ist die Realisierung des Projektes Einzelhandel dann nicht 
mehr zwingend von einer positiven Entscheidung der Stadt Uetersen abhängig. Die 
dann zu begründenden Ablehnungsgründe der Stadt fließen in die Abwägung ein. 
 
Die Verwaltung schlägt vor, im Rahmen der 19. Änderung des Flächennutzungspla-
nes ein Sondergebiet Einzelhandel für den Vollsortimenter und im Rahmen einer 21. 
Änderung des Flächennutzungsplanes Wohnbauflächen im Bereich Grothar auszu-
weisen. 
 
 
 
Finanzierung: 
Der Gemeinde entstehen hinsichtlich der erforderlichen Bauleitplanung sowie der 
Erschließung des Gebietes keine Kosten, da diese aufgrund vertraglicher Regelun-
gen von dem Investor des Gebietes übernommen werden.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Bau- und Umweltausschuss empfiehlt/ Die Gemeindevertretung beschließt: 
 

1. Zu dem bestehenden F-Plan wird die 19. Änderung mit einem gegenüber 
dem ursprünglichen Aufstellungsbeschluss geänderten Geltungsbereich 



aufgestellt, die für das Gebiet östlich der Wedeler Chaussee (B431) und 
westlich des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 18 (am Müh-
lenweg) folgende Änderungen der Planung vorsieht:  

 
 Ausweisung eines Sondergebietes für Einzelhandel statt bisher land-

wirtschaftlicher Flächen 
 
 

2. Der geänderte Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen (§ 2 
Abs. 1 Satz 2 BauGB). 

 
3. Der Landschaftsplan ist dementsprechend zu ändern. 

 
4. Mit der Ausarbeitung des Planentwurfs, der Beteiligung der Öffentlichkeit, der 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der grenzüberschrei-
tenden Unterrichtung der Gemeinden und Behörden soll das das Büro MÖL-
LER-PLAN aus Wedel beauftragt werden. Die Kosten trägt der Investor. 

 
5. Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit mit der Erörterung über die all-

gemeinen Ziele und Zwecke der Planung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB soll 
im Rahmen eines Öffentlichkeitstermins durchgeführt werden. 

 
6. Die frühzeitige Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger der öffentli-

chen Belange und die Aufforderung zur Äußerung auch im Hinblick auf den er-
forderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung (§ 4 Abs. 1 
BauGB) soll schriftlich erfolgen. 

   
 
   
 
 
___________________ 
Weinberg 
Bürgermeister 
 
 
 
Anlagen: Lageplan geänderter Geltungsbereich  
 
 
 





-19. Änd. F-Plan-

-B-Plan Nr. 27-

Datum: 16.02.2012

M 1 : 2500
0 25 50 75 m

1cm = 25 m

Amt Moorrege

nicht amtlicher
Kartenauszug

Datengrundlage ALK: Herausgeber: Verm.- und Katasterverwaltung Schl.-Holst.
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 436/2012/MO/BV
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 16.02.2012 
Bearbeiter: René Goetze AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

06.03.2012 nicht öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege  nicht öffentlich 
 
Aufstellung einer 21. Änderung des Flächennutzungsplanes für das 
Gebiet östlich der Wedeler Chaussee (B431), nördlich der Straße 
Grothar, westlich des Gewerbe- und Mischgebietes Beesenweide und 
südlich der 19. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
Der grundsätzliche Sachverhalt wurde in der Beschlussvorlage 435/2012 zur 19. Än-
derung des Flächennutzungsplanes dargestellt.  
 
Die Verwaltung schlägt vor, die am Grothar vorgesehenen Wohnbauflächen durch 
die 21. Änderung des Flächennutzungsplanes auszuweisen. 
 
 
 
Finanzierung: 
Der Gemeinde entstehen hinsichtlich der erforderlichen Bauleitplanung sowie der 
Erschließung des Gebietes keine Kosten, da diese aufgrund vertraglicher Regelun-
gen von dem Investor des Gebietes übernommen werden.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Bau- und Umweltausschuss empfiehlt/ Die Gemeindevertretung beschließt: 
 

1. Zu dem bestehenden F-Plan wird die 21. Änderung aufgestellt, die für das 
Gebiet östlich der Wedeler Chaussee (B431), nördlich der Straße 
Grothar, westlich des Gewerbe- und Mischgebietes Beesenweide und 
südlich der 19. Änderung des Flächennutzungsplanes folgende Änderun-
gen der Planung vorsieht:  

 
 Ausweisung von Wohnbauflächen statt bisher landwirtschaftlicher Flä-
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chen 
 
 

2. Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen (§ 2 Abs. 1 Satz 
2 BauGB). 

 
3. Der Landschaftsplan ist dementsprechend zu ändern. 

 
4. Mit der Ausarbeitung des Planentwurfs, der Beteiligung der Öffentlichkeit, der 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der grenzüberschrei-
tenden Unterrichtung der Gemeinden und Behörden soll das das Büro MÖL-
LER-PLAN aus Wedel beauftragt werden. Die Kosten trägt der Investor. 

 
5. Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit mit der Erörterung über die all-

gemeinen Ziele und Zwecke der Planung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB soll 
im Rahmen eines Öffentlichkeitstermins durchgeführt werden. 

 
6. Die frühzeitige Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger der öffentli-

chen Belange und die Aufforderung zur Äußerung auch im Hinblick auf den er-
forderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung (§ 4 Abs. 1 
BauGB) soll schriftlich erfolgen. 

   
 
   
 
 
___________________ 
Weinberg 
Bürgermeister 
 
 
 
Anlagen: Lageplan mit Geltungsbereich 
 
 
 



-21. Änd. Flächennutzungsplan-

-Bebauungsplan Nr. 30-

Datum: 16.02.2012

M 1 : 2500
0 25 50 75 m

1cm = 25 m

Amt Moorrege

nicht amtlicher
Kartenauszug

Datengrundlage ALK: Herausgeber: Verm.- und Katasterverwaltung Schl.-Holst.
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 437/2012/MO/BV
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 16.02.2012 
Bearbeiter: René Goetze AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

06.03.2012 nicht öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege  nicht öffentlich 
 
Neuaufstellung/Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 (geänderter 
Geltungsbereich) für das Gebiet östlich der Wedeler Chaussee (B431) 
und westlich des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 18 (am 
Mühlenweg) 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
Der grundsätzliche Sachverhalt wurde in der Beschlussvorlage 435/2012 zur 19. Än-
derung des Flächennutzungsplanes dargestellt.  
 
Der bisherige Bebauungsplan Nr. 27 der Gemeinde Moorrege soll parallel zur 19. 
Änderung des Flächennutzungsplanes neu aufgestellt werden. Aufgrund der Ände-
rung des Geltungsbereiches der 19. Flächennutzungsplanänderung ist auch der bis-
herige Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 27 anzupassen. 
 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 27 sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zum 
Bau eines Vollsortimenters innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 
geschaffen werden. Es ist daher die Ausweisung eines Sondergebietes für Einzel-
handel geplant. 
 
 
 
 
Finanzierung: 
Der Gemeinde entstehen hinsichtlich der erforderlichen Bauleitplanung sowie der 
Erschließung des Gebietes keine Kosten, da diese aufgrund vertraglicher Regelun-
gen von dem Investor des Gebietes übernommen werden.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Bau- und Umweltausschuss empfiehlt/ Die Gemeindevertretung beschließt: 
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1. Für das Gebiet östlich der Wedeler Chaussee (B431) und westlich des 

Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 18 (am Mühlenweg) wird 
mit einem gegenüber dem ursprünglichen Aufstellungsbeschluss geän-
derten Geltungsbereich der B-Plan mit der Nummer 27 neu aufgestellt. Es 
werden folgende Planungsziele verfolgt: 

 
 Ausweisung eines Sondergebietes für Einzelhandel 

 
2. Der geänderte Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen (§ 2 

Abs. 1 Satz 2 BauGB). 
 

3. Mit der Ausarbeitung des Planentwurfs, der Beteiligung der Öffentlichkeit, der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der grenzüberschrei-
tenden Unterrichtung der Gemeinden und Behörden soll das das Büro MÖL-
LER-PLAN aus Wedel beauftragt werden. Die Kosten trägt der Investor. 

 
4. Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit mit der Erörterung über die all-

gemeinen Ziele und Zwecke der Planung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB soll 
im Rahmen eines Öffentlichkeitstermins durchgeführt werden. 

 
5. Die frühzeitige Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger der öffentli-

chen Belange und die Aufforderung zur Äußerung auch im Hinblick auf den er-
forderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung (§ 4 Abs. 1 
BauGB) soll schriftlich erfolgen. 

   
 
   
 
 
___________________ 
Weinberg 
Bürgermeister 
 
 
 
Anlagen: Lageplan geänderter Geltungsbereich  
 
 
 



 
Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 438/2012/MO/BV
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 16.02.2012 
Bearbeiter: René Goetze AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

06.03.2012 nicht öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege  nicht öffentlich 
 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 30 für das Gebiet östlich der 
Wedeler Chaussee (B431), nördlich der Straße Grothar, westlich des 
Gewerbe- und Mischgebietes Beesenweide (Bebauungsplan Nr. 13) und 
südlich der 19. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
Der grundsätzliche Sachverhalt wurde in der Beschlussvorlage 435/2012 zur 19. Än-
derung des Flächennutzungsplanes dargestellt.  
 
Durch die 21. Änderung des Flächennutzungsplanes sollen Wohnbauflächen 
nördlich der Gemeindestraße Grothar ausgewiesen werden. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 30 der Gemeinde Moorrege soll parallel zur 21. Änderung 
des Flächennutzungsplanes aufgestellt werden.  
 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 30 sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Erschließung eines neuen Wohngebietes nördlich vom Grothar geschaffen werden. 
Es ist daher die Ausweisung eines allgemeinen Wohngebietes geplant. 
 
 
 
 
Finanzierung: 
Der Gemeinde entstehen hinsichtlich der erforderlichen Bauleitplanung sowie der 
Erschließung des Gebietes keine Kosten, da diese aufgrund vertraglicher Regelun-
gen von dem Investor des Gebietes übernommen werden.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Bau- und Umweltausschuss empfiehlt/ Die Gemeindevertretung beschließt: 
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1. Für das Gebiet östlich der Wedeler Chaussee (B431), nördlich der Stra-

ße Grothar, westlich des Gewerbe- und Mischgebietes Beesenweide 
(Bebauungsplan Nr. 13) und südlich der 19. Änderung des Flächennut-
zungsplanes wird der B-Plan mit der Nummer 30 aufgestellt. Es werden fol-
gende Planungsziele verfolgt: 

 
 Ausweisung eines allgemeinen Wohngebietes 

 
2. Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen (§ 2 Abs. 1 Satz 

2 BauGB). 
 

3. Mit der Ausarbeitung des Planentwurfs, der Beteiligung der Öffentlichkeit, der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der grenzüberschrei-
tenden Unterrichtung der Gemeinden und Behörden soll das das Büro MÖL-
LER-PLAN aus Wedel beauftragt werden. Die Kosten trägt der Investor. 

 
4. Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit mit der Erörterung über die all-

gemeinen Ziele und Zwecke der Planung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB soll 
im Rahmen eines Öffentlichkeitstermins durchgeführt werden. 

 
5. Die frühzeitige Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger der öffentli-

chen Belange und die Aufforderung zur Äußerung auch im Hinblick auf den er-
forderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung (§ 4 Abs. 1 
BauGB) soll schriftlich erfolgen. 

   
 
   
 
 
___________________ 
Weinberg 
Bürgermeister 
 
 
 
Anlagen: Lageplan Geltungsbereich  
 
 
 



 
Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 446/2012/MO/BV
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 01.03.2012 
Bearbeiter: Michael Koch AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus
Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

06.03.2012 nicht öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 20.03.2012 öffentlich 
 
Beschlussfassungen im Zusammenhang mit dem gemeinsamen F-Plan - 
hier: 14. und 39. Änderung für die Stadt Tornesch 
 
Sachverhalt: 
Die Vereinbarung zum gemeinsamen Flächennutzungsplan der Städte Uetersen und 
Tornesch sowie der Gemeinden Moorrege und Heidgraben sieht vor, dass bei Ände-
rungen dieses Flächennutzungsplanes, deren Änderungsbereich eine Fläche von 5 
ha übersteigt bzw. Verkehrswege von überörtlicher Bedeutung betrifft, die so ge-
nannte Gemeinsamkeit der vier Kommunen betroffen ist und entsprechende gleich-
lautende Beschlussfassungen erfolgen müssen. 
 
Die Stadt Tornesch nimmt derzeit folgende zwei Änderungen des F-Planes vor: 
 
14. Änderung „Östlich Kleiner Moorweg“ 
Das 6,9 ha große Plangebiet liegt östlich der Straße „Kleiner Moorweg“ und westlich 
des Gewerbegebietes „Hellermann“ (vgl. anl. Lageplan).  
Hier sollen eine geordnete städtebauliche Entwicklung des Übergangsbereiches zwi-
schen gewerblicher zu wohnlicher Nutzung gewährleistet sowie die planungsrechtli-
chen Voraussetzungen für die Erweiterung eines Betriebes am Großen Moorweg 
geschaffen werden. 
Während der öffentlichen Auslegung wurden keine Stellungnahmen aus der Öffent-
lichkeit abgegeben. Auch die vorliegenden Stellungnahmen der Nachbargemeinden, 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange führten zu keiner Anpassung 
des Planentwurfes, so dass nunmehr der abschließende Beschluss (Feststellungs-
beschluss) gefasst werden kann. 
 
39. Änderung „Aufhebung L 107 neu“ 
Das 1,47 ha große, streifenförmige Plangebiet liegt östlich des Siedlungskernes und 
umfasst die gesamte im F-Plan dargestellte Trasse der L 107 neu nordöstlich der 
Trasse der Deutschen Bahn AG -in Richtung Prisdorf- (vgl. anl. Lageplan). 
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Da einer Verlegung der L 107 auf die nordöstliche Seite der Bahn von Seiten des 
Landes nicht mehr vorgesehen ist, soll die Straßenverkehrsfläche der „L 107 neu“ in 
ihrer gesamten Länge aus dem F-Plan herausgenommen und anderen Nutzungsbe-
stimmungen zugeordnet werden (analog der umgebenden Nutzungen als gewerbli-
che Baufläche und Fläche für die Landwirtschaft). 
Während der frühzeitigen Beteiligung wurden von Seiten der Öffentlichkeit und der 
beteiligten Behörden keine abwägungsrelevanten Stellungnahmen und Anregungen 
abgegeben, so dass nunmehr der Entwurfs- und Auslegungsbeschluss gefasst wer-
den kann.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Entfällt.  
 
 
Finanzierung: 
Entfällt.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
zur 14. Änderung des Flächennutzungsplanes:  

1. Die während der öffentlichen Auslegung des Entwurfes der 14. Änderung des 
Flächennutzungsplanes abgegebenen Stellungnahmen der Behörden und 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit wurden gemäß 
den Vorschlägen des Planungsbüros vom 20.11.2011 geprüft. Der Abwä-
gungsvorschlag vom 20.11.2011 ist Bestandteil dieses Beschlusses. Der Bür-
germeister der Stadt Tornesch wird beauftragt, diejenigen, die eine Stellung-
nahme abgegeben haben, von diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in 
Kenntnis zu setzen. Die nicht berücksichtigten Stellungnahmen sind bei der 
Vorlage des Planes zur Genehmigung mit einer Stellungnahme beizufügen. 

2. Der Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Moorrege/ die Gemeindever-
tretung Moorrege beschließt die 14. Änderung des Flächennutzungsplanes. 

3. Die Begründung mit dem Umweltbericht wird gebilligt. 
4. Der Bürgermeister der Stadt Tornesch wird beauftragt, die 14. Änderung des 

Flächennutzungsplanes zur Genehmigung vorzulegen und danach die Ertei-
lung der Genehmigung nach § 6 Abs. 5 BauGB ortsüblich bekannt zu machen. 
In der Bekanntmachung ist anzugeben, wo der Plan mit der Begründung und 
der zusammenfassenden Erklärung während der Sprechstunden eingesehen 
und über den Inhalt des Planes Auskunft verlangt werden kann. 

 
zur 39. Änderung des Flächennutzungsplanes:  

1. Der Entwurf der 39. Änderung des Flächennutzungsplanes für ein streifenför-
miges Gebiet zwischen zukünftiger K22-Trasse (westlich des Großen Moor-
weges), Großer Moorweg, Am Goldenen Stern, Kreyhorn und Pinneberger 
Straße (gesamte Trasse der L 107-Planung nordöstlich der Bahnstrecke) und 
die Begründung werden in den vorliegenden Fassungen gebilligt. 

2. Der Entwurf des Planes und die Begründung sind nach § 3 Abs. 2 BauGB öf-
fentlich auszulegen und die beteiligten Behörden und sonstigen Träger öffent-
licher Belange von der Auslegung zu benachrichtigen. 

 
 



 
___________________ 
Weinberg 
Bürgermeister 
 
 
 
Anlagen: Lageplan 
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